
führt auch dazu, daß zum Teil Ärzte, die langjährig in der Betreu­
ung unter schwierigen Bedingungen gearbeitet haben, mögli­
cherweise aus den Gesundheitseinrichtungen verdrängt wer­
den. Deshalb ist uns dieser Antrag so sehr wichtig gewesen. Wir 
betrachten dies sozusagen als einen vorläufigen Beschluß, bis 
die Dinge installiert sind, die notwendig sind, um das im Territo­
rium klar zu regeln.

Wir haben vor allen Dingen Wert darauf gelegt, daß bei der Pri­
vatisierung von Einrichtungen des Gesundheitswesens Ärzte 
aus der DDR vorrangig berücksichtigt werden, insbesondere die 
Ärzte, die in den Einrichtungen schon tätig sind. Und es war uns 
auch wichtig, daß die einzigen legitimierten Gremien, die wir 
derzeitig im Lande in den Territorien haben, die Kreistage, hier 
vorrangig sozusagen ein Votum abgeben können.

Deshalb empfiehlt der Ausschuß für das Gesundheitswesen 
dringend, diesen Gesetzentwurf anzunehmen, auch wenn wir 
wissen, daß Gesetzentwürfe normalerweise im Aufträge der Ab­
geordneten durch die Ministerien zu erarbeiten sind. Aber wenn 
das eben nicht geht, dann machen wir uns selbst auf den Weg, 
um hier im Lande etwas zu bewegen.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

anke schön. Wird zu dem Gesetzentwurf das Wort ge­
wünscht? Haben Sie es gelesen? Es sind ja nur vier Paragraphen. 
- Ich sehe keine Wortmeldungen. Wer bereit ist, diesem Gesetz­
entwurf, wie er uns in der 3. Lesung der ganzen Materie vorliegt, 
jetzt zuzustimmen, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Damit es nicht einstimmig wird, drei Gegenstimmen.

(Widerspruch im Saal)

Die Gegenstimmen bitte noch einmal. - Fünf Gegenstimmen. 
Wer enthält sich der Stimme? - Bei einigen Enthaltungen, aber 
mit deutlicher Mehrheit so angenommen.

Bevor wir die Tagesordnung schließen, hat der Abgeordnete 
Kalz darum gebeten, eine Erklärung abgeben zu können. Bitte 
schön. Ein kleines bißchen müssen Sie sich noch gedulden. Ich 
habe dann auch noch etwas zu sagen.

Dr. Kalz (SPD):

Es dauert nur zwei Minuten.

\m Freitag protestierte der Abgeordnete Gysi gegen den Re- 
v_Beitrag des Abgeordneten Weißgerber von der SPD zum Re­
habilitierungsgesetz. Im Beitrag der PDS zu diesem Gesetz 
wurde vom Abgeordneten Schumann hier in diesem Haus über 
die Mitschuld der Bürger unseres Landes philosophiert. Es ist 
selbstverständlich richtig, braucht aber nicht dieser Anmah­
nung.

Viele haben in der Zeit des SED-Regimes immer wieder dar­
über nachgedacht, ob sie noch still bleiben, in diesem Lande wei­
ter leben können oder ob sie Protest riskieren oder den Ausreise­
antrag stellen müßten. Und selbstverständlich waren sie sich be­
wußt, mit ihrem Bleiben und der täglichen Arbeit den SED-Staat 
zu stabilisieren. Selbst in meinem Beruf als Kinderarzt habe ich 
mit meiner Arbeit geholfen, das Etikett „kinderfreundlicher 
Staat“ möglich zu machen, habe Mitarbeitern zum Aktivisten der 
Sozialistischen Arbeit gratuliert und selbst solches entgegenge­
nommen. Hier ist Nachdenken angezeigt, weil nur Bewußtge­
machtes Wiederholung verhüten kann.

Es ist aber unerträglich, wenn jene, die über viele Jahre in der 
SED als staatsbeherrschender Partei mittaten, von dieser Mit­
schuld anderer Bürger sprechen. Wer den Einsatz von Panzern 
gegen Bürger bejahte, wer die Menschenjagd an der Mauer 
rechtfertigte oder veranlaßte,

(Zuruf von der PDS: Das ist eine Unterstellung!)

der hat nicht das Recht, über Mitschuld anderer zu sprechen.

(Starker Widerspruch bei der PDS)

Und es ist die SED, die dafür stand. Und ich meine hier die ehe­
maligen Mitglieder dieser Partei, die jetzt Mitglied der PDS sind.

(Zuruf von der PDS: Wenn Sie jetzt Mitglied der SPD sind!)

Ich bin nicht in Ihrer Partei gewesen.

(Zuruf von der PDS: Sie nicht, aber andere!)

Ich sehe es als Beleidigung aller Bürger dieses Landes an, die 
die Ideen der Humanität, der Freiheit und Demokratie gewahr­
ten, wenn ihnen hier in diesem Haus Mitschuld angelastet wird, 
und protestiere daher nachdrücklich gegen solche Aussagen.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen,
Starker Widerspruch bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Ich bitte noch folgende Information für die Ab­
geordneten aus dem Bezirk Dresden zur Kenntnis zu nehmen: 
Angesichts der fortgeschrittenen Stunde ist die Stunde bei den 
Regierungsbevollmächtigten morgen nicht um 9.00, sondern 
erst um 10.00 Uhr, also eine Stunde später.

(Heiterkeit)

(Zurufe: Heute!)

Ich gebe zu, daß ich mich da auch geirrt habe.

Ich will, bevor wir jetzt auseinandergehen, doch noch drei Sät­
ze sagen. Der erste Satz. Ich danke Ihnen für die Geduld, die Sie 
heute hier alle gehabt haben.

Zweitens: Ich bitte Sie, wenn Sie jetzt in Urlaub fahren oder 
abwesend sind - sagen Sie in Ihren Fraktionsvorständen, wo Sie 
zu erreichen sind. Bei aller Freude über die Ferien - wir leben in 
einer bewegten Zeit, und niemand kann mit Sicherheit Voraussa­
gen, welche Entscheidungen möglicherweise auch in einer Som­
merpause zu fällen sind. Ich meine damit nicht nur Plenarsitzun­
gen; ich erinnere bloß daran, daß wir heute einen Beschluß ge­
faßt haben, der es dem Ausschuß Deutsche Einheit jetzt erfor­
derlich macht, sich zu treffen, und dazu müssen die Abgeordne­
ten erreichbar sein. Bitte versäumen Sie das nicht; es könnte 
sonst die Arbeit, die trotz Urlaub anliegt, sehr beeinträchtigen.

Und als drittes möchte ich Ihnen jetzt

(Holzglocke des Präsidenten)

- Er klappert ganz fröhlich - einen schönen Urlaub wünschen.

(Beifall)

(Ende der Sitzung um 0.27 Uhr)

Anlage 1

Namentliche Abstimmung

Tagesordnungspunkt 4 a der 27. Tagung der Volkskammer:

Die Volkskammer beschließt in namentlicher Abstimmung bei 
265 abgegebenen Stimmen mit 166 Ja-Stimmen und 82 Nein­
stimmen sowie 17 Stimmenthaltungen den Antrag der Fraktion 
CDU/DA zur Drucksache Nr. 148

Fraktion der CDU/DA

Name Abstimmung

Altmann, Eckhard Dr. Ja
Anders, Reinhard Dr. Ja
Axthelm, Hans-Henning MR Dr. Ja
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